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Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte: ................................,

g e g e n

.........ooool..Un......ooooooooooooooooooolooo■ooooooc‚

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 8. Oktober 4981 in Berlin

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessc-
zialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom 25. Januar

4980 aufgehoben, soweit es den An3pruch der Klägerin auf Ge-

währung von Arbeitslosengeld für die Zeit vom 5. Juli 4976

bis 2. November 1976 betrifft. In diesem Umfang wird die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozial-
gericht zurückverwiesen.

Im übrigen wird die Revision der Beklagten zurückgewiesen.
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Streitig ist, ob die Beklagte der Klägerin Arbeitslosengeld

(Alg) für die Zeit vom 5. Juli bis 2. November 1976 und ab
6. Dezember 1976 zu gewähren hat. -

Die am 6. August 1944 geborene Klägerin, die belgische Staats—

angehörige ist, war vom 12. DeZember 1962 bis zum 50. Juni

1976 in F und vom 1. November 1976 bis 5. Dezember

1976 in l
.

bei den in Deutschland stationierten bel—

gischen Streitkräften als Bürokraft beschäftigt. Arbeitgeber

war jeweils der belgische Minister für Verteidigung. Die für_

die Klägerin zur Arbeitslosenversicherung entrichteten Bei-

träge wurden an den belgischen Versicherungsträger abgeführt.

Seit 16. März 1966 ist die Klägerin mit einem belgischen

Soldaten verheiratet.

Nachdem der Ehemann der Klägerin nach S- versetzt werden

war, folgte sie ihm an seinen neuen Stationierungsort und

verlor dadurch ihre Arbeitsstelle in E . Am 5. Juli

1976 meldete sie sich bei der Beklagten arbeitslos und be—

antragte Alg. Diesen Antrag lehnte die Beklagte mit Bescheid

vom 8. September 1976 und Widerspruchsbescheid vom 11. No—

vember 1976 mit der Begründung ab, daß die Klägerin die An-

wartschaftszeit nicht erfüllt habe; als Voraussetzung für

die Anerkennung von Beschäftigungszeiten in Staaten der Eu-

ropäischen Wirtschaft3gemeinschaft werde eine mindestens ein-

tägige Beschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland, die der
Versicherungspflicht zur deutschen Arbeitslosenversicherung

unterlegen habe, gefordert. Gegen diese Bescheide legte die

Klägerin kein Rechtsmittel ein.

1Nachdem die Klägerin in der Zeit vom 1. November bis 5. De—
zember 1976 bei den belgischen Streitkräften in 7
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beschäftigt war, meldete sie sich am 6. Dezember 1976 erneut

arbeitslos und beantragte Alg. Aufgrund dieses Antrags wies
die Beklagte den Antrag auf Alg vom "5. Juli 1976" mit Be-

scheid vom 10. Februar 1977 und Widerspruchsbescheid vom

28. März 1977 unter Bezugnahme auf die Gründe ihrer früheren

Bescheide ab.

Das Sozialgericht (sc) hat mit Urteil vom8. März 1978 die
Beklagte verurteilt, der Klägerin Alg von der Antragstellung

an, ausgenommen die Beschäftigungszeit vom 5. November bis

5. Dezember 1976, zu gewähren. Die Berufung der Beklagten hatte

keinen Erfolg (Urteil vom 25. Januar 1980). Das Landessozial-
gericht (LSG) hat zur Begründung im wesentlichen ausgeführt:
Die Klage sei auch insoweit zulässig, als die Klägerin Alg

für die Zeit vom 5. Juli bis 2. November 1976 begehre. Die

Beklagte habe zwar über den Anspruch der Klägerin für diesen

Zeitraum bereits bindend entschieden; jedoch habe der Bescheid

vom 10. Februar 1977, der in der Gestalt des Widerspruchsbe—

_
scheides vom 28. März 1977 Gegenstand dieses Verfahrens ge-
worden sei, den Anspruchszeitraum vom 1. Juli 1976 an mit in

‘ die Entscheidung einbezogen. Die formelle Bestandskraft von
Verwaltungsakten hindere die Beklagte nicht, den Anspruch des

Antragstellers erneut zu prüfen und zu bescheiden.

Entgegen der Auffassung der Beklagten habe die Klägerin die
Anwartschaftszeit erfüllt; sie sei von 1962 bis zum 50. Juni

1976 bei den belgischen Streitkräften als Arbeitnehmerin be-

schäftigt gewesen. Ob diese Beschäftigung Versicherungspflicht

zur Beklagten oder zum belgischen Versicherungsträger begründet

habe, könne dahingestellt bleiben. Begründe die Beschäftigung

eine Versicherungspflicht zur Bundesanstalt für Arbeit (BA),

so sei die Anwartschaftszeit des 5 104 Abs 1 Satz 1 Arbeits—
förderungSgesetz (AFG) erfüllt; begründe sie eine Beitrags-
pflicht zum belgischen Versicherungsträger, so ergebe sich

die Leistungspflicht der Beklagten aus Art 71 Abs 1 b, ii der

Verordnung (EWG) Nr 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur
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Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer

und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu— und

abwandern (EWGV 1408/71; Amtsblatt der Europäischen Gemein-

schaften —AB1EG- Nr L 149 vom 5. Juli 1971). Zwischen den

Beteiligten gelte uneingeschränkt EWG-Recht. Dagegen spreche

nicht, daß die Klägerin zumindest zunächst dem "zivilen Ge-

folge" der belgischen Streitkräfte gem Art I Abs 1b des Ab-

kommens zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages über

die Rechtsstellung ihrer Truppen (Natö-Truppenstatut) vom
19. Juni 1951 (BGBl II 1961, 1190) iVm Art 1 des Zusatzab-

kommens zu dem Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlan—

tikvertrages über die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsicht—

lich der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten aus-

ländischen Truppen (Nato—Zusatzabkommen) vom 5. August 1959

(BGBl II 1961, S 1185, 1218) angehört habe. Art 15 Abs 1 Satz 1

Nato—Zusatzabkommen schließe die Anwendung zwischenstaatlicher

Abkommen oder anderer im Bunde3gebiet geltender Bestimmungen

über soziale Sicherheit und Fürsorge auf Mitglieder einer Truppe,

eines zivilen Gefolges und auf Angehörige nur insoweit aus, als

nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen sei. Im Verhältnis

der EWG—Staaten zueinander sei diese besondere Bestimmung in

Art 2 EWGV1408/71 getroffen werden, wonach diese Verordnung

ua anzuwenden sei für alle Arbeitnehmer, für die die Rechts-

vorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder

galten, soweit sie Staatsangehörige eines Mitgliedstaates

seien. Diese Vorschrift, der auch die Klägerin als Arbeit-
nehmerin unterfalle, sei im Verhältnis zu den Nato-Abkommen

die speziellere Norm. Das Nato—Zusatzabkommen habe die bloße

Stationierung von Truppen als Anknüpfung für die Anwendbarkeit

von Vorschriften über die soziale Sicherheit ausschließen

wollen. Ein Ausschluß der Anknüpfung im Rahmen der Vorschrif—

ten der EWGlasse sich daraus nicht herleiten. Eine Leistungs-
pflicht der Beklagten sei nach Art 71 Abs 1 b, ii EWGV 1408/71

begründet, weil die Klägerin nicht in dem zuständigen Mit— ‘

gliedstaat, sondern in der Bundesrepublik Deutschland wohne.

Wohnort iS der EWGV1408/71 sei der Ort des gewöhnlichen Auf-
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>enthalts; dieser habe für die Klägerin in der Bundesrepublik

Deutschland gelegen. Sie sei entgegen der Auffassung der Be-

klagten nicht so zu behandeln, als ob sie sich ständig in
Belgien aufgehalten hätte. Eine solche Auffassung lasse sich

insbesondere nicht aus dem Beschluß der Verwaltungskommission

der Europäischen Gemeinschaften für die soziale Sicherheit

der Wanderarbeitnehmer vom 24. Januar 1974 entnehmen. Ob der
Wohnortbegriff bei entsandten Arbeitnehmern einer einschrän—

kenden Auslegung bedürfe, sei in diesem Rechtsstreit unerheb—

lich, weil die Klägerin nicht entsandte Arbeitnehmerin iS von
Art 14 Abs 1a EWGV1408/71 sei. Die belgischen Streitkräfte

seien im Rahmen des Nato—Truppenstatus für längere als die dort

vorgesehenen Entsendefristen auf deutschem Boden stationiert.

Die.Klägerin habe in der Bundesrepublik über 15 Jahre einen

festen Arbeitsplatz gehabt und lebe hier mit ihrer Familie.
Dies begründe die Vermutung, daß sie hier wohne, zumal ihre

Tätigkeit von Anfang an nicht auf eine baldige Rückkehr nach
Belgien angelegt gewesen sei.

Die Beklagte rügt mit ihrer Revision eine Verletzung der 55 104,
168 AFG und der Art 67 Abs 5, 71 Abs 1 b, ii, 14 Abs 1a, 17

EWGV1408/71 und bringt hierzu insbesondere vor: Entgegen dem
angefochtenen Urteil komme es darauf an, ob die Klägerin ent—

sandte Arbeitnehmerin iS des Art 14 Abs 1a EWGV1408/71 sei,

denn dann wäre ein Alg—AnSpruch weder nach deutschem noch nach

europäischem Recht begründet; insbesondere ergebe sich keine

Leistungspflicht aus Art 71 Abs 1 b, ii EWGV 1408/71. Die Klä-

gerin sei entsandte Arbeitnehmerin iS des Art 14 Abs 1a EWGV

1408/71 mit der Folge, daß ihre Versicherungspflicht nicht

zur deutschen, sondernzur“belgi3chen Sozialversicherung be—

gründet sei. Über die in Art 14 Abs 1 a, ii der Verordnung
vorgesehene Entsendefrist hinaus gebe es nämlich eine weitere_

Verlängerung nach Maßgabe des Art 17 EWGV1408/71 durch Ver—
einbarung. Eine solche Vereinbarung, die allerdings noch auf

Art 15 der Verordnung Nr } (EWG) über die soziale Sicherheit
der Wanderarbeitnehmer vom 25. September 1958 (EWGV Nr 5) be—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1—6—

ruhe, sei im Jahre 4964 dahin getroffen worden, daß die bei den

belgischen Streitkräften in der Bundesrepublik Deutschland be—

schäftigten Zivilbediensteten für die Dauer ihrer Entsendung
belgischen Rechtsverschriften unterlägen; diese Vereinbarung

gelte auch nach dem Inkrafttreten der EWGV4408/74 als eine

auf Art 47 dieser Verordnung gestützte Vereinbarung fort und

werde bis zum heutigen Tage angewandt.

Eine Leistungspflicht der Bundesanstalt für Arbeit ergebe

sich auch nicht aus Art 74 Abs 4 b, ii EWGV 4408/74, weil die

Klägerin als in Belgien wohnhaft anzusehen sei. Nach Auffas-

sung aller Mitgliedstaaten solle an der Aussage im Beschluß

Nr 94 der Verwaltungskommission festgehalten werden, wonach

entsandte Arbeitnehmer in dem Land wohnten, aus dem sie ent—

sandt seien. Aus diesem Grunde sei der in der vorliegenden

Streitsache in Rede stehende Personenkreis bei einer vorge-

schlagenen Neufassung des Art 74 EWGV4408/74 unberücksich—
tigt gelassen worden. Prinzipiell müsse der Versicherungsträger

des Staates, der die Beiträge erhalte, im Leistungsfall auch

die Leistungen erbringen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts für das Land Nord— .
rhein-Westfalen vom 23. Januar 4980 und das Urteil des

Sozialgerichts Köln vom 8. März 4978 aufzuheben, die Klage

abzuweisen sowie zu entscheiden, daß außergerichtliche

Kosten nicht zu erstatten sind.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Sie stützt sich auf das ihrer Meinung nach zutreffende Urteil

des LSG. Sie sei nicht als entsandte Arbeitnehmerin anzusehen;
jedenfalls sei auch bei entsandten Arbeitnehmern nicht von
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dem von der Beklagten zugrundegelegten engen Wohnortbegriff
auszugehben.

Der Senat hat zu der Frage, ob, wann und mit welchem Inhalt

zwischen dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (BMA)

und dem belgischen Minister für Soziale Sicherheit eine Aus—

nahmevereinbarung nach Art 45 EWGVNr 5 für zivile belgische
Arbeitskräfte bei den in der Bundesrepublik stationierten bel—

gischen Truppen geschlossen worden ist, eine Auskunft beim BMA

eingeholt. Auf den Inhalt dieser Auskunft (Bl 46 bis 56 der
Gerichtsakten) wird insoweit bezug genommen.

Die Beteiligten haben sich übereinstimmend mit einer Entschei-

dung ohne mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden er—
klärt (% 424 Abs 2 Sozialgerichthesetz —SGG—).

II“

Die Revision der Beklagten ist 18 der Zurückverweisung der
Sache an das LSG begründet, soweit sie die Gewährung von Alg
für die Zeit vom 5. Juli bis 2. November 4976 betrifft. Im

übrigen ist die Revision unbegründet. '

Zu Recht hat das LSG die Zulässigkeit der Klage, die das Re—

visionsgericht vom Amts wegen zu prüfen hat, hinsichtlich des
Alg-Anspruchs für die Zeit vom 5. Juli bis 2.November 4976

bejaht. Zwar hatte die Beklagte über den ab 5. Juli 4976 geltend

gemachten Anspruch bereits mit Bescheid vom 8. September 4976

und Widerspruchsbescheid vom 44. November 4976 bindend entschie—

den. Der weitere Bescheid vom 40. Februar 4977, der nach er—

neuter Arbeitslosigkeit auf den weiteren Antrag vom 6. Dezem-

ber 4976 ergangen ist und der in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheides vom 28. März 4977 Gegenstand des Klageverfahrens ge—
worden ist, hat jedoch den Anspruchszeitraum ab 5. Juli 4976

in die erneute Prüfung und Entscheidung mit einbezogen; es
ist ausdrücklich über den Antrag vom 5. Juli 4976 mitentschieden
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worden, ohne daß sich aus dem Bescheid ergibt, daß sich die

Beklagte insoweit auf die materielle Bindungswirkung der frü—

heren Bescheide berufen wollte. Die Beklagte hat lediglich

auf die Gründe des früheren Bescheides Bezug genommen. Sie

war, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, nicht gehindert,

auch hinsichtlich des bereits bindend abgelehnten Alg—An—

spruchs ab 5. Juli 1976 einen neuen Verwaltungsakt zu er—

lassen (Vgl BSGE18, 22, 26 f). ‘

Ein Anspruch auf Alg für die Zeit vom 5. Juli 1976 bis 2. No-

vember 1976 läßt sich nicht mit der vom LSG angegebenen Be—

gründung bejahen. Der Senat kann den Rechtsstreit insoweit

aber nicht entscheiden, da es noch weiterer Feststellungen

bedarf.

Um gegen die Beklagte einen Anspruch auf Alg geltend machen

zu können, muß die Klägerin entweder die Voraussetzungen

des deutschen Rechts erfüllen (5 100 Abs 1 AFG), oder der
Anspruch muß in Abweichung von deutschem Recht durch inter—

nationales oder supranationales Recht begründet sein.

Nach 5 100 Abs 1 AFG idF des Gesetzes vom 25. Juni 1969
(BGBl I 582) hat Anspruch auf Alg, wer arbeitslos ist, der
Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht, sich beim Arbeits-

amt arbeitslos gemeldet und Alg beantragt hat - diese Voraus-
setzungen sind bei der Klägerin nach den unangegriffenen Fest—

stellungen des LSG erfüllt -, ferner muß-die Anwartschafts-

zeit erfüllt sein. Nach 5 104 Abs 1 Satz 1 AFG in der bis zum
51. Juli 1979 geltenden Fassung des Gesetzes vom 25. Juni 1969,

die hier anzuwenden ist (5 104 Abs 5 idF des 5. AFG-ÄndG vom
25. Juli 1979, BGBl I 1189) hat die Anwartschaftszeit erfüllt,

wer in der Rahmenfrist;ägWochen oder 6 Monate in einer die

Beitragspflicht begründenden Beschäftigung ($ 168 AFG) gestan-
den hat. Nach 5 168 AFG sind beitragspflicht ua Personen, die
als Arbeitnehmer gegen Entgelt beschäftigt sind. Die Klägerin

war nach den unangegriffenen Feststellungen des LSG in der

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9_

Zeit von 4962 bis 30. Juni 4976 bei den in Deutschland statio—

nierten belgischen Streitkräften gegen Entgelt beschäftigt;

ihr Arbeitgeber war der belgische Verteidigungsminister. Die

Frage, ob angesichts dieses Tatbestandes mit Auslandsberührung

die Vorschriften des AFG über die Versicherungspflicht in der

Arbeitslosenversicherung —hier 5 468 AFG —auf die Klägerin
Anwendung finden, dh ihr Beschäftigungsverhältnis eine Bei-

tragstlicht zur BA begründet hat, ist nach den einschlägigen
zwischen—und■überstaatlichen Kollisionsnormen, die das anzu—

wendende Recht bestimmen, zu beantworten (vgl dazu v Maydell,

Sach— und KollisionSnormen im internationalen Sozialversiche—

irungsrecht, 4967, s 22 ff). Hierbei kann dahingestellt bleiben,
obdie Kollisionsregelungen des nationalen Rechts, wie sie seit

4. Juli 4977 aufgrund der Übernahme der 55 5 Nr 4,15 5 ua
Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver—

_sicherung — (SGB IV) in den neu aufgenommenenä”47öa AFG (Art II

5 9 Nr 6 SGB IV vom 25. Dezember 4976, BGBl I 5845) für das ar—
beitsförderungsrechtliche Beitragsrecht gelten, auch für Be—

schäftigungsverhältnisse, die vor dem 4. Juli 4977 geendet ha-

ben — etwa als allgemeine Kollisionsgrundsätze — gegolten haben

(vgl dazu allgemein v Maydell in GK-SGBIV, Vorbem vor 55 5
bis 6 RdNrn 4 bis 9; zur EntstehungSgeschichte der Einstrahlung

5 5_RdNrn4 bis 9 mwN).Zwischen- und überstaatliche Kollisions-
normen gehen diesen Regelungen nationalen Ursprungs vor. Zwar

ist der in 5 6 SGB IV formulierte Grundsatz des Vorrangs über—

und zwischenstaatlichen Rechts vor inländischen Normen in

5 475a AFG nicht ausdrücklich übernommen worden; gleichwohl
gilt er als allgemeiner Rechthrundsatz, der sich im übrigen

bereits in 5 50 Abs 2 Sozialgesetzbuch —Allgemeiner Teil - vom
44. Dezember 4975 — SGB I — (BGBl I 5045) positivrechtlich

niedergelegt findet (vgl v Maydell in GK-SGB IV % 6 RdNr 3).

.Für die Klägerin, die als belgische Staatsangehörige in einem

Beschäftigungsverhältnis zu den in der Bundesrepublik statio-

nierten belgischen Streitkräften gestanden hat, kann die An—

wendung deutschen (Beitrags—)Rechts durch Art 45 Abs 4 des
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Nato—Zusatzabkommens vom 5. August 4959 (BGBl II 4964, 4248)

zum Nato—Truppenstatut vom 49. Juni 4954 (BGBl II 4964, 4490),

die beide am 4. Juli 4965 in Kraft getreten sind (BGBl II 4964,

4485, 4488 iVm BGBl II 4965, 745), seitdem au3geschlossen sein.

Als konkurrierende Regelungen des supranationalen Rechts, auf-

grund deren ebenfalls die Anwendung deutschen Rechts für die

Beitragspflicht der Klägerin au3geschlossen sein kann, kommen

Art 45 ff EWGV4408/74 vom 44. Juni 4974 (AB1EG L 449 vom
5. Juli 4974) bzw die früheren, im wesentlichen gleichlautenden

BestimmungendernArt 42 ff EWGV Nr 5 vom 25. September 4958

(ABIEG Nr 50/4958, S 564) sowie eine am 5. Mai 4964 im Rahmen

von-Art 45 EWGVNr 5 bzw Art 47 EWGV4408/74 getroffene Sonder—

vereinbarung zwischen der Bundesrepublik und Belgien in Betracht.

EWG—Recht und Nato-Abkommen sind revisibles Recht; der Gel— -
tungsbereich der EWG-Verordnungen und der Nato—Abkommen umfas—

sen das gesamte Gebiet der Bundesrepublik, so daß sich das zu

prüfende Recht jeweils über den Bezirk des Berufungsgerichts

hinaus erstreth (@ 462 SGG).

Nach Art 45 Abs 4 Satz 4 Nato—Zusatzabkommen werden zwischen—

staatliche Abkommen und andere im Bunde3gebiet geltende Be—

stimmungen über soziale Sicherheit und Fürsorge auf Mitglie-

der einer Truppe, eines zivilen Gefolges und auf Angehörige

nicht angewendet, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vor-
gesehen ist. Zum "zivilen Gefolge" gehört nach der Begriffsbe-
stimmung des Art I Abs 4 b Nato—Truppenstatut das die Truppe

einer Vertragspartei begleitende Zivilpersonal, das bei den
Streitkräften dieser Vertragspartei beschäftigt ist, soweit

es sich nicht um Staatenlose handelt oder um Staatsangehörige
eines Staates, der nicht Partei des Nordatlantik-Vertrages

ist, oder um Staatsangehörige des Staates, in welchem die

Truppe stationiert ist, oder um Personen, die dort ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.
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Ob die Klägerin, die belgische Staatsangehörige ist, während'
ihres Beschäftigungsverhältnisses in E2‘ :.. von 1962 bis
50. Juni 1976 Mitglied des zivilen Gefolges in diesem Sinne

gewesen ist, läßt sich den Feststellungen des LSG nicht ein—

deutig entnehmen. Dies ist der Fall, wenn sie als begleitendes
Zivilpersonal mit der Truppe oder um begleitendes Zivilper—

sonal der Truppe zu werden, in die Bundesrepublik eingereist

ist, dh ihr Aufenthalt im Bundesgebiet auf der Entsendung zur
Beschäftigung bei den in der Bundesrepublik stationierten Trup—

pen beruht hat. Hatte sie hingegen bei Aufnahme ihrer Beschäf—

tigung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet, ist sie

dem Personenkreis der "bei" einer Truppe und bei einem zivilen

Gefolge beschäftigten zivilen Arbeitskräfte zuzurechnen, auf
die nach der Kollisionsregelung des Art 56 Abs 5 Nato—Zusatz—

abkommen die Vorschriften des deutschen Rechts über die Sozial—

versicherung — einschließlich der Arbeitslosenversicherung —
Anwendung finden. Staatsangehörige des Entsendestaates sind

von dieser Regelung nicht ausgenommen. Sie erfaßt, wie sich
auch aus Art 56 Abs 1 e und Abs 4 Nato-Zusatzabkommen ergibt,

alle nichtdeutschen und deutschen zivilen Arbeitskräfte bei

einer Truppe und einem zivilen Gefolge, schließt daher Staats—

angehörige des Entsendestaates, wie sich auch aus dem Wortlaut

des Art 56 Abs 5 Nato—Zusatzabkommen ergibt, nur insoweit aus,
als dieseselbst?■tgliederdeszivilen Gefolges sind. Das LSG

wird deshalb festzustellen haben, ob die Klägerin Mitglied des

zivilen Gefolges im oben genannten Sinne gewesen ist oder nicht.

War die Klägerin bis Ende Juni 1976 Mitglied des zivilen Ge—

folges, so haben die im Bunde3gebiet geltenden Bestimmungen

über die soziale Sicherheit, hier über die Versicherungs— bzw

Beitragspflicht zur Arbeitslosenversicherung, jedenfalls in

der hier maßgeblichen Rahmenfrist vom 5. Juli 1975 bis 4. Juli

1976, keine Anwendung auf ihr Beschäftigungsverhältnis gefunden

mit der Folge, daß eine die BeitragSpflicht begründende Be—

schäftigung iS von 5 168 AFG nicht vorgelegen hat und daher

die Anwartschaftszeit iS von 5 104 AFG nicht erfüllt ist. EWG—
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.Recht und sonstiges zwischenstaatliches Recht ändern hieran

nichts.

Insbesondere trifft es nicht zu - wie das LSG meint —‚ daß die

Kollisionsregeln des Nato—Zusatzabkommens durch diejenigen

der EWGV1408/71 verdrängt werden. Die Klägerin unterfällt

zwar dem persönlichen und sachlichen Geltungsbereich der EWGV

1408/71. Nach deren Art 2 Abs 1 gilt diese Verordnung ua für
alle Arbeitnehmer, für welche die Rechtsvorschriften eines

oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten, soweit sie

Staatsangehörige eines Mitgliedstaates sind. Aus dieser Be-

stimmung kann jedoch entgegen der Auffassung des LSG ein ge—
nereller Vorrang der EWG—Verordnung gegenüber Art 13 Nato—Zusatz-

abkommen nicht begründet werden; sie regelt lediglich den per-
sönlichen Geltungsbereich für die Anwendung der Verordnung und

damit für die Anwendung der in Art 15 ff EWGV1408/71 enthalte—

nen allgemeinen Kollisionsnormen, ohne daß daraus ein Hinweis

für die Lösung des Konkurrenzverhältnisses zwischen EWG—Recht

und Nato-Zusatzabkommen entnommen werden kann. Auch aus den

speziellen Vorschriften der EWGV1408/71 über das Verhältnis

dieser Verordnung zu. anderen internationalen Regelungen läßt
.

sich ein Vorrang des EWG-Rechts nicht entnehmen.Nach Art 6 b

EWGV1408/71 bzw der gleichlautenden früheren Vorschrift des
Art 5 b EWGVNr 5 tritt zwar Verordnungsrecht innerhalb seines
Geltungsbereichs grundsätzlich an die Stelle aller zwei— oder

mehrseitigen Verträge über soziale Sicherheit, die zwei oder
mehrere Mitgliedstaaten und dritte Staaten binden, soweit es
sich.nicht um Fälle handelt, deren Regelung die Beteiligung

eines Trägers dieser Drittstaaten erfordert. Hierbei kann
dahingestellt bleiben, ob Art 5 b EWGV Nr 5 überhaupt Abkommen

erfaßt hat, die nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung am
1. Januar 1959 abgeschlossen werden sind; jedenfalls gehören

Abkommen, soweit sie lediglich für die Versicherungszugehörig-
keit einzelner Personengruppen — wie es für Art 15 Abs 1 Nato-

Zusatzabkommen zutrifft — vom EWG—Recht abweichende Kolli-
sionsregeln vorsehen, nicht zu den Abkommen iS von Art 6 b

_ q; _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 45 _

EWGV4408/74 bzw Art 5 b EWGVNr 5; denn derartige Sonderab—

kommen läßt das EWG—Recht ausdrücklich zu. Es nimmt, wie sich

aus Art 47 EWGV4408/74 bzw Art 45 EWGVNr 5 ergibt, insoweit

keine abschließende Kompetenz für die Bestimmung des anzuwen—
denden Rechts in Anspruch, sondern überläßt es den Mitglied-

staaten, abweichende Kollisionsregeln für die Versicherungs—

zugehörigkeit bestimmter Personengruppen zu schaffen. Bestehen

entsprechende Sonderregelungen zwischen Mitgliedstaaten, so
können sie - ungeachtet der Regelung in Art 6 EWGV4408/74
b2w Art 5 EWGVNr 5 - auch auf den von den EWG—Verordnungen

erfaßten Personenkreis Anwendung finden, und zwar unabhängig

davon, ob diese Sonderregelungen nur für Mitgliedstaaten oder

auch für Drittstaaten gelten (Umkehrschluß aus Art 6 b EWGV

4408/74).

Art 47 EWGV4408/74 gestattet - ebenso wie vordem Art 45

EWGVNr 5 — den Mitgliedstaaten, für bestimmte Arbeitnehmer

oder Arbeitnehmergruppen Ausnahmen hinsichtlich der nach Ar—

tikel 45 bis 46 EWGV4408/74 (bzw Art 42 bis 44 EWGVNr 5) an-
zuwendenden Rechtsvorschriften zu vereinbaren, sofern derar—

tige Regelungen im Interesse der betroffenen Arbeitnehmer lie-

gen. Der in Bezug genommeneArt 45 EWGV4408/74 grenzt in Abs 2

den Geltungsbereich der verschiedenen nationalen Sozialversiche—

rungsordnungen hinsichtlich der Versicherungspflicht der Ar—

beitnehmer, für die diese Verordnung gilt, in Übereinstimmung
mit dem innerstaatlichen Recht (jetzt 5 5 SGB IV) nach dem Ort

der Beschäftigung ab, dh, es gilt grundsätzlich das Recht des
Beschäftigungsstaates. Dieser Grundsatz wird für Fälle der Ent—

sendung in Art 44 EWGV4408/74 modifiziert. Die Entsendung
ist danach grundsätzlich auf Fälle beschränkt, in denen die

Arbeit in dem anderen Mitgliedstaat voraussichtlich nicht
länger als 42 Monate dauert; eine Verlängerung der Entsendung

ist für längstens 42 weitere Monate möglich (Art 44 Abs 4 a,
i, ii EWGV4408/74). Nur soweit im Rahmenvon Art 17 EWGV
4408/74 Ausnahmen—von den allgemeinen Kollisionsnormen der
Art 45 und 44 EWGV4408/74 für bestimmte Arbeitnehmergruppen
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vereinbart werden, die zugleich die Art 45 Abs 1 Nato—Zusatz—

abkommen erfaßten Arbeitnehmer betreffen, können derartige

Sonderregelungen der Anwendung des Art 15 Nato—Zusatzabkommen

vorgehen. Nur insoweit besteht eine Konkurrenz der Regelungen

über das anzuwendende Recht; denn Art 45 Abs 4 Näto-Zusatzab—

kommen läßt — wie sich aus der einschränkenden Formulierung

"soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist" er—
gibt — derartige ausdrückliche Sonderregelungen nur für den

von ihm erfaßten Personenkreis, hier das die Truppe beglei-

tende Zivilpersonal (ziviles Gefolge) zu. Der Wortlaut des
Art 15 Abs 1 Nato-Zusatzabkommen kann entgegen der Auffassung

des LSG nicht so verstanden werden, daß er dem EWG-Recht all-

gemein als dem "spezielleren" Recht den Vorrang einräumt.

Eine derartige Auslegung würde nicht mit dem aus Entstehung,

Inhalt und Zweck der Nato—Abkommen zu erschließenden Willen

der Vertragsparteien zu vereinbaren sein. Zutreffend weist

das LSG selbst darauf hin, daß die Nato—Abkommen ein Sonder-

recht und damit ein "spezielleres" Recht für eine bestimmte

Personengruppe in der Bundesrepublik geschaffen haben. Das
Nato-Truppenstatut ist als multilaterales Abkommen die recht-

liche Grundlage dafür, daß die Truppen einer Vertragspartei

”nach Vereinbarung" zur Ausübung des Dienstes in das Hoheits—

gebiet einer anderen Vertragspartei entsandt werden können
(vgl Erläuterungen zur Präambel des Nato—Truppenstatuts in:

Denkschrift zum Nato—Truppenstatut und zu den Zusatzvereinba-

rungen, BT-Drucks III/2146 S 225 ff, 226). In diesen Entsende—
status sind die Mitglieder des zivilen Gefolges der Streitkräfte

mit einbezogen. Da ihre Zugehörigkeit zu den Streitkräften

auf die militärische Organisation des Entsendestaates zurück—
geht, in die sie eingeordnet sind, würde es dieser besonderen

Stellung nicht gerecht werden, sie sozialversicherungsrecht-
lich so zu behandeln, als ob sie bei einem Arbeitgeber Oder

Dienstherrn "im gewöhnlichen Sinne" in der Bundesrepublik
Deutschland in abhängiger Beschäftigung tätig wären; ihre Be—

ziehung zu den Streitkräften ist nicht als Beschäftigung iS

des deutschen Sozialversicherungsrechts anzusehen. Demgemäß
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sollen nach dem Willen der Vertragsparteien die Entsende-

staaten und nicht die deutschen Stellen — aufgrund nationalen

oder supranationalen Rechts — für die soziale Sicherheit dieser

Personen verantwortlich sein, soweit nicht für bestimmte Fälle

ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist (vgl Erläuterungen

zu den Zusatzvereinbarungen — Art 45, 56 und 78 -, in: Denk—

schrift, aaO, S 254, 255). Die allgemeinen — im Bundesgebiet

unmittelbar geltenden — supranationalen Kollisionsnormen der
Art 45 ff EWGV4408/74 können, da sie für Arbeitnehmer "im

gewöhnlichen Sinne" gelten und insoweit gegenüber Art 45 Abs 4

Nato—Zusatzabkommen weder hinsichtlich des Personenkreises noch

hinsichtlich des Inhalts der Kollisionsregelung selbst die
speziellere Regelung enthalten, auf den von Art 45 Abs 4 Nato-

Zusatzabkommen erfaßten Personenkreis keine Anwendung finden.

Dieser bleibt — hinsichtlich der Beitragspflicht zur Arbeits—

losenversicherung — grundsätzlich dem Recht des Entsendestaates

unterworfen. Lediglich dann, wenn für diesen Personenkreis oder
bestimmte Gruppen dieses Personenkreises — im Rahmen von Art 47

EWGV4408/74 bzw von Art 45 EWGVNr 5 - ausdrückliche Sonder—

regelungen vereinbart worden sind, haben diese Vorrang vor Art

45 Abs 4 Nato-Zusatzabkommen.

Allerdings ergibt sich entgegen der Auffassung der Beklagten

die Nichtanwendung deutschen (Beitrags-)Rechts (bzw die Anwen—

dung belgischen Rechts) auf das Beschäftigungsverhältnis der
Klägerin von 4962 bis Ende Juni 4976 nicht bereits aus der am
5. Mai 4964 getroffenen - im Revisionsverfahren erstmals be—

kanntgewordenen — Vereinbarung zwischen dem belgischen Sozial-

minister und dem BMA. In diesem Abkommen ist nach Mitteilung

des BMA auf Wunsch der belgischen Ministerien für soziale

Vorsorge und Verteidigung aufgrund des Art 45 EWGVNr 5 ver—
einbart werden, daß die bei den belgischen Streitkräften in

der Bundesrepublik Deutschland beschäftigten belgischen Zivil—

bediensteten, die als Arbeitnehmer in die Bundesrepublik ent-

sandt sind, für die Dauer der Entsendung den belgischen Rechts—

vorschriften über soziale Sicherheit unterstellt bleiben. Ver-
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einbarungen dieser Art werden nach Mitteilung des BMA zwischen

den zuständigen Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten - wie

auch im vorliegenden Falle - in Form eines Breifwechsels ge-
troffen; sie werden nicht veröffentlich und nur den für die

Durchführung der Versicherung maßgebenden innerstaatlichen

Trägern und Stellen zur Kenntnisnahme übermittelt. In Durch—

führung dieser Vereinbarung übersendet das belgische Sozial-

ministerium vierteljährlich Listen der Zu— und Abgänge, die

den genannten deutschen Stellen zur Kenntnis übersandt werden.

Die genannte Vereinbarung wird auch nach Inkrafttreten der

Nato-Abkommen am 1. Juli 1965 sowie der EWGV4408/71 am
4. Oktober 4972 - nunmehr als eine auf Art 17 dieser Verord-

nung gestützte Vereinbarung - weiterhin angewandt.

Es kann dahingestellt bleiben, ob die 1964 getroffene Ver-

einbarung alle belgischen Zivilbediensteten bei den in der
Bundesrepublik stationierten Streitkräften betrifft, also

inhaltlich auf eine Abänderung der allgemeinen Kollisionsregel

des Art 45 Abs 2a EWGV1408/71 gerichtet ist oder ob sie sich

— wie die Beklagte ausführt - nur auf die aus Belgien mit oder

zur Truppe "entsandten" Zivilbediensteten erstreckt und daher

nur eine Verlängerung der Entsendefristen des Art 14 Abs 4a

EWGV4408/74 bezweckt. Jedenfalls kann sich die Beklagte der

Klägerin gegenüber nicht auf die vereinbarte Kollisionsregelung

berufen, weil diese keine innerstaatliche Geltung erlangt hat.

Soll eine Vereinbarung — wie hier - die im innerstaatlichen

Bereich unmittelbar geltenden Kollisionsnormen der Art 45,
14 EWGV 1408/74 nicht nur für einzelne Personen, sondern für

einen nach abstrakt—generellen Merkmalen bestimmten Personen-

kreis abändern oder ersetzen, so bedarf sie wegen ihres norma-
tiven, gesetzesähnlichen Regelungsinhalts zu ihrer innerstaat—

lichen Wirksamkeit des hierfür von der nationalen Recht30rdnung
vorgesehenen Anwendungsbefehls, selbst dann, wenn derartige

Vereinbarungen nach der Art von Verwaltungsabkommen auf Re—

sortministerebene geschlossen werden. Wie im Verhältnis von
zwischenstaatlichem zu innerstaatlichem Recht allgemein muß
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auch im Verhältnis von Abkommensrecht aufgrund des Art 47

EWGV4408/74 zu den nationalen Rechtsordnungen der Mitglied—

staaten davon ausgegangen werden, daß zunächst nur die Mit-

gliedstaaten — als Subjekte des zwischenstaatlichen Rechts -
verpflichtet werden, die zwischen ihnen vereinbarten Regelungen
durchzuführen, daß es aber den Mitgliedstaaten vorbehalten

bleibt, diese Regelungen, auch wenn sie bereits unmittelbar

an ihre Rechtsunterworfenen - Individuen und Organe - gerich—

tet sind, in ihrem nationalen Bereich in Geltung zu setzen,

also notwendig ein innerstaatlicher Rechtsakt erforderlich ist,

um die Vereinbarung im innerstaatlichen Bereich für die be-

troffenen Normadressaten wirksam werden zu lassen. Hingegen

kann nicht davon auSgegangen werden, daß das‘zwischen Mitglied-

staaten wirksam vereinbarte Vertragsrecht an der unmittelbaren

Geltung des (sekundären) Gemeinschaftsrechts im innerstaat—

lichen Bereich teilnimmt, selbst wenn die EWGV4408/74 derar—
tige Vereinbarungen ausdrücklich zuläßt. Hierzu bedürfte es
einer Norm des - geschriebenen oder ungéschriebenen

— Gemein-

schaftsrechts, daß auch das aufgrund der EWG—Verordnungen zu—
gelassene Vertragsrecht der beteiligten Mitgliedstaaten in

deren nationalen Rechtsordnungen unmittelbar gilt; nur in diesem

Falle wäre eine innerstaatliche Umsetzung bzw Ingeltungsetzung

rechtsetzender Verträge nicht erforderlich. Art 489 EWG-Ver—

trag vom 25. März 4957 (dessen innerstaatliche Geltung auf
Art 4 des Zustimmungsgesetzes vom 27. Juli 4957, BGBl II 4957,

755 beruht) sieht eine derartige unmittelbare Geltung in den

Mitgliedstaaten nur für theitsakte der Organe der Gemeinschaft,

insbesondere ihre Verordnungen, nicht aber für die nach den

Verordnungen zugelassenen Vereinbarungen zwischen den Mitglied—

staaten vor. Auch aus dem Umstand, daß durch derartige Verein—

barungen EWG—Verordnungsrecht abgeändert werden kann, kann

nicht auf eine Teilnahme des Vertragsrechts an der automatischen

Gewährleistung des Gemeinschaftsrechts durch das nationale

Recht der Mitgliedstaaten geschlossen werden. Dagegen spricht

bereits, daß für derart verordnungsändernde Vertragsbestimmungen

eine Veröffentlichung — anders als nach Art 494 EWG—Vertrag für
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die Verordnungen selbst — nicht vorgesehen ist. Die EWGV
4408/71 sieht in Art 8 für Abkommen zwischen Mitgliedstaaten,

die allgemein zur Regelung der Durchführung der Verordnung

zugelassen sind, zwar deren Notifizierung an den Präsidenten
‚

des Rates und die Veröffentlichung dieser Notifizierung im

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften nach Art 96 EWGV

1408/74 vor, gibt aber in dieser Bestimmung gleichzeitg zu
erkennen, daß die Mitgliedstaaten über die innerstaatliche‘

Ingeltungsetzung dieser Vertragsregelungen selbst bestimmen.

Diese können nicht vom Gerichtshof der Europäischen Gemein—

schaften au3gelegt werden, da dessen Zuständigkeit auf die

Auslegung der Gemeinschaftsvorschriften beschränkt ist (vgl

Erklärung im Ratsprotokoll zu Art 8 EWGV4408/74, zit nach:
Praktisches Handbuch über die soziale Sicherheit der Arbeit—

nehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft

zu— und abwandern, herau3gegeben von der Kommission der Eu—
ropäischen Gemeinschaften, Stand 1. Februar 1979, S 17 C 45).

Daraus wird deutlich, daß derartige zwischen Mitgliedstaaten
getroffene Abkommen, obwohl sie auf einer gemeinschaftsrecht-

lichen Ermächtigungsnorm beruhen, nicht der Ebene des Gemein-

schaftsrechts zugeordnet sind, sondern — wie allgemein zwi-
schenstaatliches Abkommensrecht — einer innerstaatlichen Ingel-

tungssetzungfüx—die betroffenen Normadressatenbedürfen. An
einer solchen fehlt es hier, wobei dahingestellt bleiben .

kann, in welcher Form der innerstaatliche Anwendungsbefehl

zu ergehen hätte. Jedenfalls kann eine wirksame Ingeltungssetzung

nicht allein durch die Bekanntgabe des Vertragsinhalts an die

zuständigen Versicherungsträger erfolgen, wenn durch diesen

Vertrag die für den betroffenen Personenkreis innerstaatlich

unmittelbar geltenden Kollissionsregelungen der Art 45, 44

EWGV1408/74 geändert werden sollen. Unerheblich ist insoweit,

daßVereinbarungennachArt 47 EWGV4408/74grundsätzlich '
nur "im Interesse" des angesprochenen Personenkreises getrof-
fen werden dürfen und vorliegend auch tatsächlich in ihrem
Interesse gelegen haben dürften, jedenfalls insoweit, als die

belgischen Rechtsvorschriften die Gewährung von Leistungen

- 49 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 49 _

an alle - der belgischen Arbeitsvermittlung zur Verfügung ste—
henden - Arbeitslosen belgischer Staatsangehörigkeit versehen,

auch wenn sie zuletzt im Ausland beschäftigt waren (vgl Amt-
liche Begründung der Kommission zu Art 8 ihres Verordhungsvor—

schlages vom 11. Januar 1966 - entspricht Art 5 EWGV1408/71 —,
BT-Drucks V/197 vom 21. Januar 1966, S 55). Die Beklagte kann
sich jedenfalls der Klägerin gegenüber, die von ihr Leistungen

wegen Arbeitslosigkeit begehrt, auf diese Vereinbarungen schon

deshalb nicht berufen, weil sie nach Mitteilung des BMA weder
veröffentlicht noch dem betroffenen Personenkreis sonst bekannt-

gegeben worden ist und damit nicht dem für die innerstaatliche

Wirksamkeit von Rechtsvorschriften geltenden formellen Verkün-

dungsgebot bzw Publikationsprinzip genügt (vgl dazu BVerfGE 7,
550, 557; vgl allg Werner Weber, Die Verkündung von Rechtsvor—

schriften, 1942 S 7 ff). '

Welche Bedeutung in diesem Zusammenhang dem Umstand zukommt,

daß für Personen, die unter ein nach Art 17 EWGV1408/71 ge—
schlossenes Abkommen fallen, in Art 11 Abs 1b EWGV 574/72 vom

21. März 1972 (AB1EG Nr L 74 vom 27. März 1972) ein besonderes

Verwaltungsverfahren vorgesehen ist, wonach den betreffenden

Arbeitnehmerneine Bescheinigung darüber ausgestellt werden

kann, welches Recht auf ihr Beschäftigungsverhältnis Anwendung
findet, bedarf hier keine abschließenden Erörterung. Dieses in

Art 11 Abs 1 EWGV574/72 bisher nur für entsandte Arbeitnehmer

iS des Art 14 Abs 1a und Abs 2a EWGV 1408/71 vorgesehene Ver—

fahren ist erst durch Art 4 Nr 2 der EWGV1517/79 vom 16. Juli

1979 (AB1EG Nr L 185 vom 21. Juli 1979) auf den von Art 17

EWGV 1408/71 betroffenen Personenkreis erstreckt werden, um

auch diesen Personen Unterlagen zur Verfügung stellen zu können,

die die für sie geltenden Rechtsvorschriften bzw den zuständi-

gen Mitgliedstaat angeben. Für die Klägerin hätte eine solche

Bescheinigung nicht ausgestellt werden können, da ihr Beschäf—

tigungsverhältnis bereits vor Inkrafttreten dieser Änderungs—

verordnung beendet worden ist.
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Ist mithin die 1961 getroffene Vereinbarung - unbeschadet ihrer

zwischenstaatlichen.Geltungbzw Bindung für die betroffenen
Versicherungsträger — keine geeignete Rechtsgrundlage, um für

das von der Klägerin in der Bundesrepublik zurückgelegte Be—

schäftigungsverhältnis die Anwendung deutschen Versicherungs—

bzw Beitragsrechts auszuschließen, so ist nunmehr allerdings

— mangels einer anderweitigen ausdrücklichen Kollisionsrege—

lung für diesen Personenkreis - Art 15 Abs 1 Satz 1 Nato—Zu—

satzabkommen anzuwenden mit der Folge, daß für die Klägerin

nicht deutsches Versicherungsrecht, sondern Heimatrecht ge—
golten hat, soweit und solange sie Mitglied des zivilen Gefolges

iS dieser Bestimmung war.

Hat sie hingegen diesem Personenkreis nicht angehört, so
hat ihr Beschäftigungsverhältnis nach der Kollisionsregel des

Art 56 Abs 2 Nato—Zusatzabkommen‚.die insoweit der gemeinschafts—

rechtlichen Kollisionsregel des Art 13 Abs 2a EWGV1408/71

entspricht, eine Beitragspflicht zum deutschen Versicherungs—

träger begründet. Unerheblich ist insoweit, daß Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung an den belgischen Versicherungsträger

abgeführt worden sind; denn & 109 AFG stellt nur darauf ab,

ob eine die Beitragspflicht begründende Beschäftigung iS von
5 168 AFG vorgelegen hat, nicht jedoch darauf, ob Beiträge tat-

sätzlich entrichtet worden sind. In diesem Falle wäre ein An-

spruch der Klägerin unmittelbar aus 5 100 Abs 1 AFG gegeben,

da die Anwartschaftszeit nach 5 104 Abs 1 ivm 5 168 AFG er-
füllt wäre.

Dem stünde nicht entgegen, daß die Klägerin, sofern ihr Ehe—

mann selbst Nitglied der in Deutschland stationierten belgischen
Truppe war, seit ihrer Eheschließung im Jahre 1966 als "An-

gehörige" des Mitglieds einer Truppe iS von Art 15 Abs 1 Satz 1
Nato—Zusatzabkommen iVm Art I Abs 1c Nato—Truppenstatut an-
zusehen wäre. Der Wortlaut des Art 15 Nato—Zusatzabkommen

scheint zwar dafür zu sprechen, auch wegen der Angehörigen-
eigenschaft nicht die im Bundesgebiet geltenden Bestimmungen
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über soziale Sicherheit anzuwenden. Eine derart am Wortlaut der
Bestimmung orientierte Auslegung würde jedoch nicht mit dem aus
Inhalt und Zweck des Vertrages zu erschließenden Willen der
Vertragsparteien zu vereinbaren sein. Die Nichtanwendung der
im Bundesgebiet geltenden Bestimmungen über soziale Sicherheit

einschließlich der zwischenstaatlichen Abkommen gilt für den
Personenkreis des Art 15 Nato—Zusatzabkommen nicht schlechthin,

sondern ist jeweils auf den Bereich bzw die Rechtsstellung
(als Truppenmitglied, Mitglied des zivilen Gefolges oder als

Angehöriger) beschränkt, aus der eine bestimmte sozialversiche—
rungsrechtliche Rechtsposition hergeleitet wird. Das ergibt
sich auch aus Art 45 Abs 1 Satz 2 und 5 sowie aus Abs 2 Nato-

Zusatzabkommen. Danach bleiben Rechte und Pflichten aus einem

früheren Aufenthalt im BundeSgebiet‚ die sich auf den Bereich

der sozialen Sicherheit beziehen, unberührt; bestehende Ver-

sicherungsvenhältnisse können fortgesetzt und Rechte daraus gel—

tend gemacht werden. Ferner bleiben auch die während der Ent—

sendung aus einer Betätigung als Arbeitgeber entstehenden Pflich-

ten unberührt. Eine Regelung des Inhalts, daß auf außerhalb des
Rahmens der Entsendung ausgeübte Tätigkeiten die in der Bundes—

republik geltenden Bestimmungen über soziale Sicherheit anzu-
wenden Sind, ist im Nato-Zusatzabkommen nur deshalb nicht ent—

halten, weil die Vertragspartner mit solchen Fällen in nennens-
wertem Umfange weder gerechnet haben noch rechnen konnten (BSG

SozR 6480 Art 15 Nr 4). Die genannten Regelungen des Nato-
Zusatzabkommens lassen insoweit deutlich erkennen, daß der

Grundsatz der Nichtanwendung der in der Bundesrepublik gelten—

den sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen auch hinsicht-

lich der verschiedenen Funktionen der Entsendung jeweils nur '
beschränkt gilt, dh auch für Angehörige nur insoweit gilt, als

eine sozialversicherungsrechtliche Rechtsposition aus einer

durch die Eheschließung mit einem Nato—Soldaten in Deutschland

herbeigeführten Rechtsstellung hergeleitet wird} zB Leistungen

für Familienangehörige beansprucht werden. Sind Angehörige

gleichzeitig im Rahmen der Entsendung als Zivilpersonal der
Truppe beschäftigt und leiten sie eine Rechtsposition (hier
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die Erfüllung der Anwartschaftszeit für das Alg) aus dieser
Tätigkeit her, so ist die Angehörigeneigenschaft insoweit

unbeachtlich. Das gleiche muß auch für die Anwendung von
Art 56 Abs} Nato—Zusatzabkommen gelten. Auch hierist, soweit

eine bestimmte Rechtsposition aufgrund einer Tätigkeit als

zivile Arbeitskraft bei einer Truppe oder einem zivilen Ge-

folge geltend gemacht wird, nur diese Tätigkeit, nicht aber

eine daneben bestehende Angehörigeneigenschaft Anknüpfungspunkt

für das zur Anwendung bestimmte Recht.

Hat für das Beschäftigungsverhältnis der Klägerin in E
bis Ende Juni 1976 nicht deutsches, sondern — wegen ihrer Zuge-

hörigkeit zum zivilen Gefolge - belgisches (Versicherungs-)

Recht gegolten, so steht ihr ein Anspruch gegen die Beklagte

auf Gewährung von Alg ab 5. Juli 1976 entgegen der Auffassung

des LSG auch nicht aus Art 67 ff, insbesondere nicht aus Art

71 EWGV1408/71 zu. '

Allerdings findet die EWGV1408/71 hinsichtlich dieser Bestimmungen,

die das gémeinschaft3reohäliche\. Leistungsrecht bei Arbeits—

losigkeit betreffen — wovon auch die Beklagte ausgeht —, un-
beschränkt Anwendung. Für die Zeit ihrer Arbeitslosigkeit ab

5. Juli 1976, für die die Klägerin Leistungen begehrt, unter—
fällt sie nicht mehr der Kollisionsregelung des Art 15 Nato—
Zusatzabkommen. Zwar hat die in Art 15 Nato—Zusatzabkommen ent—

haltene Verweisung auf das Recht des Entsendestaates nach dem
Wortlaut dieser Bestimmung nicht nur Bedeutung für die Ver—

sicherungspflicht, sondern gilt grundsätzlich auch für die Ge—

währung von Leistungen. Dies kann jedoch für die Klägerin nicht

bedeuten, daß sie Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung

nur erhalten könnte, wenn sie die Voraussetzungen des belgi-

schen (Leistungs—)Rechts erfüllt, dh, wenn sie sich den bel-
gischen Arbeitsbehörden zur Verfügung stellt, was voraussetzen

würde, daß sie nach Belgien zurückkehrt. Kehrt die Klägerin
nicht dorthin zurück, sondern bleibt sie - wie es nach den

unangegriffenen Feststellungen des LSG der Fall war — in der

Bundesrepublik, stellt sich dem deutschen Arbeitsmarkt zur
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Verfügung, indem sie sich - als arbeitslose Arbeitnehmerin —
arbeitslos meldet, und beantragt sie hier bei der Beklagten

Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung, so unterfällt

sie nunmehr den in der Bundesrepublik geltenden allgemeinen

Vorschriften des internationalen sozialversicherungsrechtlichen

Leistungsrechts für diese Personengruppe, nämlich Art 67 ff

EWGV1408/71. Die Klägerin ist nunmehr normale Arbeitnehmerin
iS des Art 2 Abs 1 dieser Verordnung, die in einem internatio—

nal—sozialrechtlichen Bezug steht, weil sie in einem anderen
Staat als dem, dessen Rechtsvorschriften bisher für sie galten,

Leistungen wegen Arbeitslosigkeit begehrt (Art 4 Abs 1 g iVm

Art 67 ff, Art 71 EWGV1408/71). Ist aufgrund einer geltenden
Kollisionsnormein bestimmtes nationales Recht - hier belgisches

Recht — zur Anwendung berufen, gilt dies nur solange, wie die

Voraussetzungen für die Anwendbarkeit dieses Rechts vorliegen.

Sind diese Voraussetzungen entfallen, so kann es zur Anwendung
eines anderen Rechts, ua auch des supranationalen Rechts kom-

men, wenn die Voraussetzungen für die Anwendung dieses Rechts

vorliegen. Dies träfe für die Klägerin als — bisherigem —
Mitglied des zivilen Gefolges zu; denn die Einordnung in die

militärische Organisation des Entsendestaates und der Aufent—

halt in der Bundesrepublik aufgrund der Entsendung zur Beschäf-

tigung bei der Truppe sind als Grund für die Anwendung des
Rechts des Entsendestaates in dem Moment entfallen, in dem das

Beschäftigungsverhältnis bei den Stationierungsstreitkräften

beendet worden ist und sich die Klägerin — ohne daß es zu
einer Rückführung in den Entsendestaat gekommen ist — der

deutschen Arbeitsvermittlung zur Verfügung gestellt hat. Sie

hat sich damit aus dem besonderen Entsendestatus gelöst und

unterfällt nunmehr als "normale" Arbeitnehmerin der EWGV

1408/71, die unter bestimmten Voraussetzungen für den An—

sPruch auf Alg eine Gleichstellung der in dem anderen Mit—

gliedstaat zurückgelegten Versicherungs— bzw Beschäftigungs-

zeiten mit deutschen Zeiten vorsieht. Der Anwendung europäischen

Rechts stünde insoweit auch nicht entgegen, daß die Klägerin

als Angehörige iS von Art I Abs 1 c Nato-Truppenstatut von der
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Kollisionsnorm des Art 15 Abs 1 Nato-Zusatzabkommen weiter

erfaßt würde, falls ihr Ehemann selbst Mitglied der in der
Bundesrepublik stationierten belgischen Truppen war, und“

auch diese Angehörigeneigenschaft durch die Hinwendung zum
allgemeinen deutschen Arbeitsmarkt nicht berührt würde. Die

Anknüpfung an die Angehörigeneigenschaft findet, wie bereits

ausgeführt, in Fällen wie dem vorliegenden keine Berücksich-

tigung, weil die geltend gemachte Leistung wegen Arbeitslosig-

keit aus einer Rechtsposition hergeleitet wird, die aus—
schließlich auf einem Beschäftigungsverhältnis (hier bei der
Truppe), nicht aber auf der Angehörigeneigenschaft (Ehe-
schließung mit einem belgischen Nato—Soldaten) beruhte. Hat

ein "Angehöriger" im Stationierungsstaat außerhalb der Statio—

nierungsstreitkräfte eine Beschäftigung aufgenommen, schließt

Art 15 Abs 1 Nato-Zusatzabkommen die Anwendung deutschen

Rechts nicht aus; die Angehörigeneigenschaft hat insoweit

keine Bedeutung. Nichts anderes kann aber in Fällen gelten,

in denen ein Angehöriger sich nach Verlust seines Beschäfti-

gungsverhältnisses im Stationierungsstaat arbeitslos meldet

und dort Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung bean-

tragt; auch in diesen Fällen kann die Verweisung auf das
Recht des Entsendestaates wegen der Angehörigeneigenschaft

nicht gelten. .

Deutsch-belgische Abkommen, die wegen der Leistungen aufgrund

von Arbeitslosigkeit der EWGV1408/71 vorgehen, sind nicht er—
sichtlich.

Aus Art 67 EWGV1408/71 kommt ein Anspruch der Klägerin gegen
die Beklagte auf Gewährung von Alg für die Zeit ab 5. Juli

1976 nicht in Betracht. zutreffend hat die Beklagte ausgeführt,

daß die dort in Abs 1 und Abs 2 für die Erfüllung der Anwart-

schaftszeit vorgesehene Gleichstellung bzw Zusammenrechnung

belgischer mit deutschen Versicherungs— bzw Beschäftigungs-

zeiten unter dem Vorbehalt des Art 67 Abs 5 EWGV1408/71
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steht. Dessen Voraussetzungen erfüllt die Klägerin nicht, wenn
auf ihr Beschäftigungsverhältnis bis zum 50. Juni 1976 aus-

schließlich belgisches Recht Anwendung gefunden hat. Nach die-

ser Bestimmung findet eine Zusammenrechnung - außer in den in
Art 71 Abs 1 a, ii und b, ii genannten Fällen — nur unter der

Voraussetzung statt, daß die betreffende Person "unmittelbar

zuvor" Versicherungs— bzw Beschäftigungszeiten nach den

— deutschen - Rechtsvorschriften zurückgelegt hat, nach denen
die Leistungen beantragt werden. War die Klägerin bis zum
50. Juni 1976 Mitglied des zivilen Gefolges, so hat sie keine

entsprechenden Zeiten nach den deutschen Rechtsverschriften

zurückgelegt.

Auch die Voraussetzungen der Ausnahmevorschrift des Art 71
Abs 1 a, ii und b, ii EWGV1408/71 sind, falls die Klägerin

bis Ende Juni 1976 Mitglied des zivilen Gefolges war, nicht

erfüllt. Die Klägerin war nicht Grenzgängerin iS des Art 71

Abs 1 a, ii iVm Art 1 b EWGV1408/71; sie gehörte aber auch
nicht zu dem Personenkreis des Art 71 Abs 1 b, ii EWGV 1408/71,

für den ausnahmsweise Leistungen aus der deutschen Arbeits—

losenversicherung gewährt werden, obwohl Versicherungs- bzw
Beschäftigungszeiten ausschließlich in einem anderen Mitglied—

staat zurückgelegt sind. Maßgebend für die Anwendung des Art 71

in seiner Gesamthiet ist, daß der Betreffende im Gebiet eines

anderen als des Mitgliedstaates wohnt, dessen Rechtsverschrif—

ten während seiner letzten Beschäftigung galten (Urteil des
EuGH vom 17. Februar 1979, EuGHE 1977, 515 = SozR 6050 Art 71

Nr 2). Wie sich bereits aus dem Wortlaut des Satzes 1 des Art

71 Abs 1 EWGV 1408/71 ergibt, muß dieses "Auseinanderfallen"

des Wohnortstaates und des Staates, dessen Rechtsvorschriften

gelten, während der Zeit der letzten Beschäftigung vorhanden
'gewesen sein. Hat auf das bis Ende Juni 1976 dauernde Beschäf—

tigungsverhältnis der Klägerin in E belgisches Recht

Anwendung gefunden, müßte sie, um einen Anspruch aus Art 71

Abs 1 b, ii EWGV1408/71 geltend machen zu können, während

dieses Beschäftigungsverhältnisses in der Bundesrepublik
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ihren Wohnort gehabt haben. Art 1 h EWGV1408/71 definiert
den Wohnort als den Ort des gewöhnlichen Aufenthalts; davon

ist auch im Rahmen des Art 71 dieser Verordnung auszugehen

(vgl Urteil des EuGH, aaO). Die Klägerin hat aber ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt während ihrer letzten Beschäftigung

nicht in der Bundesrepublik gehabt, wenn sie in dieser Zeit als

Mitglied des zivilen Gefolges iS von Art 15 Abs 1 des Nato—

Zusatzabkommens beschäftigt gewesen ist; denn Art 7 des Nato-

Zusatzabkommens bestimmt insoweit, daß bei Anwendung zwischen—

staatlicher Abkommen oder anderer im Bundesgebiet geltender

Bestimmungen über Aufenthalt, soweit sie sich auf die Ausübung

einer beruflichen Tätigkeit beziehen, Zeiten unberücksichtigt

bleiben, die eine Person ua als Mitglied eines zivilen Gefol-

ges im Bundesgebiet zugebracht hat. Art 71 iVm Art 1 h EWGV
1408/71 ist eine derartige im Bundesgebiet geltende zwischen—
staatliche (supranationale) Bestimmung, die den Aufenthalt in
bezug auf die Ausübung einer Beschäftigung bzw beruflichen.

Tätigkeit betrifft. Demnachkönnen Personen, die sich aufgrund'
ihrer Eigenschaft als ziviles Gefolge in der Bundesrepublik '

aufgehalten haben, dort während der Ausübung ihrer Beschäfti—'

gung als Zivilbedienstete der Truppe keinen rechtserheblichen 7

Aufenthalt bzw Wohnort iS von Art 71 EWGV1408/71 begründet

haben. Dies ist Ausdruck der besonders engen Bindung dieses
Personenkreises an den Entsendestaat und entspricht dem Willen

der Vertragsparteien der Nato—Abkommen, die ausdrücklich darauf

hingewiesen haben, daß die Einbindung in die militärische

OrganisationdesEhtsendestaates anders zu beurteilen sei als
die Tätigkeitbei.einem Arbeitgeber oder Dienstherrn im ge—
wöhnlichen Sinne. Ein Alg—Anspruch aufgrund des Art 71 Abs 1 b,

ii EWGV1408/71 wäre mithin ausgeschlossen, weil die Klägerin

während der Zeit der Entsendung zu den Stationierungsstreit-

kräften bzw der Beschäftigung als Mitglied des zivilen Gefol-

ges keinen Wohnort bzw ständigen Aufenthalt im Bundesgebiet
gehabt hätte. Hierbei kann dahingestellt bleiben, ob Personen,
wie die Klägerin, auch als "entsandte Arbeitnehmer" iS von
Art 14 EWGV1408/71 angesehen werden könnten, für die nach
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dem zur Auslegung des Art 74 Abs 4 b, ii EWGV 4408/74 ergange—

nen Beschluß Nr 94 der Verwaltungskommission der EuropäischenGe—
meinschaften für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer

vom 24. Januar 4974 (ABLEG Nr C 426, S 22 vom 47. Oktober 4974)

die Vermutung gilt, daß sie in dem Land wohnen, aus dem sie

entsandt sind. Insoweit bedarf es wegen der Frage einer ein-
schränkenden Auslegung des Wohnortbegriffs bei entsandten Ar—
beitnehmern nicht der von der Beklagten angeregten Vorlage der
Sache zur Vorabentscheidung an den EuGH gem Art 477 EWG—Ver—

trag.

Ein Anspruch der Klägerin gegen die Beklagte aus Art 74 Abs 4

b, ii EWGV4408/74 wäre schließlich auch dann nicht begründet,
wenn angenommen würde, daß die Klägerin nach Beendigung ihrer

Tätigkeit bei den belgischen Streitkräften im Juni 4976, falls

bis dahin aufgrund der Art 45 Abs 4, 7 Nato-Zusatzabkommen als

Wohnortstaat Belgien gegolten hätte, mit ihrer Arbeitslosmel—

dung in der Bundesrepublik zum 5. Juli 4976 einen Wohnortwechsel

vorgenommenhätte. Solche Fälle erfaßt Art 74 Abs 1 b, ii EWGV
4408/74 gerade nicht, wie der EuGH im Urteil vom 47. Februar
4977 (aaO) ausdrücklich ausgeführt hat. Die Möglichkeit, bei
Wohnortwechsel von einem Mitgliedstaat in einen anderen im

letzteren ohne vorherige dortige Beschäftigung (vgl Art 67 Abs }
EWGV4408/74)'beiArbeitslosigkeit Leistungen zu erhalten, ist

auch durch die EWGV4408/74 stark eingeschränkt (Vgl EuGHSOZR
6050 Art 45 Nr 4). Grundsätzlich hat der Arbeitslose nach Ge-

meinschaftsrecht keinen Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslo—
sigkeit nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied—

staates als desjenigen, in dem er beschäftigt war und arbeits-

los geworden ist. Die Klägerin wäre, falls sie bis 50. Juni 4976

zum zivilen Gefolge iS von Art 45 Abs 4 Nato—Zusatzabkommen

gehört hätte, gem Art 7 Nato—Zusatzabkommen als in Belgien

beschäftigt und arbeitslos geworden anzusehen. Für diese Fälle

sieht die EWGV4408/74 lediglich die Möglichkeit der "Mitnahme"
des Anspruchs bei Arbeitsuche in einem oder mehreren anderen

Mitgliedstaaten vor (Art 69 EWGV4408/74), die allerdings
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zeitlich beschränkt ist. Die Frage, ob die Klägerin von die—

ser Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, ist nicht Gegenstand

des anhängigen Verfahrens.

Hängt mithin der Anspruch der Klägerin auf Gewährung von Alg

für die Zeit vom 5. Juli bis 2. November 4976 davon ab, ob

sie während des vorhergehenden Beschäftigungsverhältnisses

Mitglied des zivilen Gefolges iS von Art 45 Abs 4 Nato—Zusatz-

abkommen gewesen ist oder nicht und fehlen die hierzu erfor-

derlichen Feststellungen, so ist die Revision der Beklagten

iS der Zurückverweisung an das LSG begründet. Das LSG hat
insoweit festzustellen, ob die Klägerin bei Aufnahme ihrer Be-

schäftigung im Jahre 4962 bereits ihren gewöhnlichen Aufent-

halt im BundeSgebiet hatte oder ob sie als begleitendes Zivil-

personal der Truppe im Rahmen der Stationierung mit dieser

oder zu dieser in die Bundesrepublik entsandt werden ist.

Hinsichtlich des weiteren Anspruchs auf Alg für die Zeit ab

6. Dezember 4976 ist die Revision der Beklagten unbegründet.

Der Klägerin steht für diese Zeit ein Anspruch gegen die Be- -
klagte auf Gewährung von„Algzu, weil ihr vor der erneuten.
Arbeitslosmeldung in der Zeit von Anfang November bis 5. Dezem—

ber 4976 zurückgelegtes Beschäftigungsverhältnis eine Beitrags-

pflicht nach deutschem Recht gem 5 468 AFG begründet hat.

Die Klägerin hat nämlich während des in Tf aufgenom—

menen weiteren Beschäftigungsverhältnisses bei den belgischen

Streitkräften dem Personenkreis der "bei" einer Truppe und
einem zivilen Gefolge beschäftigten Arbeitskräfte angehört,
auf die nach Art 56 Abs 5 Nato-Zusatzabkommen die Vorschriften

des deutschen Rechts über die Arbeitslosenversicherung Anwen-

dung finden. EWG—Recht, dessen Anwendung nach dieser Bestim—

mung nicht au5geschlossen ist, sieht für das in Deutschland
zurückgelegte Beschäftigungsverhältnis hinsichtlich der Ver—
sicherungspflichtnichts anderes vor. Art 45 Abs 2 a EWGV

4408/74 knüpft hinsichtlich des anzuwendenden (Versicherungs—)
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Rechts an den Beschäftigungsstaat — hier die Bundesrepublik —
an; auf eine hiervon abweichende Vereinbarung im Rahmen von
Art 47 EWGV 4508/74, wonach belgische Zivilbedienstete bei den

in Deutschland stationierten Truppen belgischen Recht unter-
stellt sein sollen, kann sich die Beklagte — wie bereits aus-
geführt — auch insoweit nicht berufen.

Ein Ausschluß der Anwendung deutschen Versicherungs— bzw Bei-

tragsrechts ergibt sich im vorliegenden Falle nicht aus Art 45

Abs 4 Nato-Zusatzabkommen. Die Klägerin war während des erneu—
ten Beschäftigungsverhältnisses ab November 4976 nicht Mitglied

des zivilen Gefolges iS dieser Bestimmung, denn sie hatte bei

Aufnahme dieser Beschäftigung ihren "gewöhnlichen Aufenthalt"

im Bunde3gebiet und unterfällt daher nicht dem Personenkreis

des "die Truppe begleitenden Zivilpersonals" iS von Art I
„Abs 4 b Nato—Truppenstatut. Diese Bestimmung schließt Personen,

die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bunde3gebiet haben, aus
dem Sonderstatus des Art 45 Abs 4 Nato—Zusatzabkommen ausdrück—

lich aus mit der Folge, daß sie dem Personenkreis des Art 56

Abs 5 Nato-Zusatzabkommen zuzurechnen sind.

Der Begriff des "gewöhnlichen Aufenthalts" iS von Art I Abs 4
b Nato—Truppenstatut ist in den Nato—Abkommen selbst nicht de-

finiert. Insoweit ist, wie sich auch aus Art 7 Nato-Zusatzab-

kommen ergibt, auf die im Sozialversicherungsrecht der Bundes—

republik geltende Begriffsbestimmung des 5 50 Abs 5 SGB I zu-
rückzugreifen; das EWG—Recht enthält hinsichtlich des Begriffs

des "gewöhnlichen Aufenthalts" keine abweichende Definition.

Die Klägerin hatte mindestens seit ihrer ersten Arbeitslosmel—

dung am 5. Juli 4976 ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundes-

gebiet, weil sie in diesem Gebiet nicht nur vorübergehend ver-
weilte. Sie hat nach den unangegriffenen Feststellungen des LSG

zuvor bereits mehr als 45 Jahre lang im Gebiet der Bundesre—

publik einen festen Arbeitsplatz innegehabt und hier mit ihrer

Familie gelebt. Nachdem sie Ende Juni 4976 arbeitslos geworden

war, hat sie sich der deutschen Arbeitsvermittlung zur Ver-
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fügung gestellt und damit zu erkennen gegeben, daß sie bereit

war, eine ihr angebotene Arbeit — zeitlich unbeschränkt — zu
verrichten. Eine baldige Rückkehr nach Belgien war nach den

Feststellungen des LSG nicht beabsichtigt; vielmehr hat sich

der natürliche Mittelpunkt der Interessen der Klägerin auch

noch bei Aufnahme ihrer weiteren Beschäftigung Anfang Novem—

ber 1976 in der Bundesrepublik befunden. Anhaltspunkte dafür,

daß es in der Zeit zwischen Ende Juni 1976 und Anfang Novem—

ber 1976 zu einer Rückführung der Klägerin nach Belgien mit

einer (erneuten) Entsendung zu den in Deutschland statio-

nierten belgischen Truppen gekommen ist, sind nach den unan—

gegriffenen Feststellungen des LSG nicht ersichtlich.

Art 7 Nato—Zusatzabkommen steht der Annahme, daß sich die

Klägerin bei Aufnahme ihrer Beschäftigung Anfang November 1976

im Bunde3gebiet gewöhnlich aufgehalten hat, nicht entgegen.

Zwar sind nach dieser Bestimmung bei Anwendung der im Bundes-

gebiet geltenden Bestimmungen über Aufenthalt, soweit sie

sich - wie hier - auf die Ausübung der beruflichen Tätigkeit

der Klägerin beziehen, Zeiten unberücksichtigt zu lassen, die

sie als Mitglied eines zivilen Gefolges im Bunde3gebiet zuge-
bracht hat. Dies bedeutet aber nur, daß die Klägerin, falls

sie bis Ende Juni 1976 Mitglied des zivilen Gefolges gewesen
wäre, bis dahin in der Bundesrepublik keinen rechtserheb—

lichen Aufenthalt — hier gewöhnlichen Aufenthalt — gehabt

hätte. Dies gilt jedoch nicht für die Zeit nach Beendigung

einer Zugehörigkeit zum zivilen Gefolge. Wird die Mitglied-

schaft zum zivilen Gefolge durch Beendigung des Beschäftigungs—

verhältnisses gelöst — wie es hier für die Beendigung des Be-

schäftigungsverhältnisses der Klägerin zum 50. Juni 1976
zutreffen könnte - und stellt sich der betreffende Arbeit—

nehmer, nachdem es nicht zu einer Rückführung in den Entsende-
staat gekommen ist, der deutschen Arbeitsvermittlung zur Ver-

fügung, so ist damit die Bindung an den Rechtsbereich des
Art 15 Nato-Zusatzabkommen bzw den besonderen militärischen

Entsendestatus beendet. Damit steht — aus der Sicht des
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Art ? Nato—Zusatzabkommen - nichts entgegen, zumindest für die

Zeit ab 5. Juli 1976 einen gewöhnlichen Aufenthalt der Klägerin

im Bundesgebiet anzunehmen, sofern sie, wie das LSG unange-

griffen festgestellt hat, in diesem Gebiet ihren natürlichen

Lebensmittelpunkt hatte. Dies gilt auch insoweit, als ein Auf—

enthalt der Klägerin über den genannten Stichtag hinaus auf

einer Angehörigeneigenschaft iS von Art 15 Abs 1 Nato—Zusatz—

abkommen beruht hätte, dh die Klägerin nur deshalb im Bundes—

gebiet geblieben wäre, weil sie Ehefrau eines Mitglieds der
in der Bundesrepublik stationierten belgischen Truppe war.

Art ? Nato-Zusatzabkommen sieht eine Außerachtlassung von Zei-

ten, die eine Person als "Angehöriger" im BundeSgebiet zuge—
bracht hat, bei Anwendung von*Aufenthaltsbestimmungen nicht

schlechthin, sondern nur insoweit vor, als sich diese Anwen-

dung auf die Ausübung der beruflichen Tätigkeit derjenigen Per—

son (hier des Ehemannes) bezieht, von der die Angehörigeneigen—

schaft abgeleitet wird. Die Anwendungdes 5 50 Abs 5 SGBI be—
zieht sich hier aber nur auf die berufliche Tätigkeit der Klä-

gerin selbst, nicht aber auf diejenige ihres Ehemannes.

Mithin gehörte die Klägerin während ihres weiteren Beschäfti-

gungsverhältnisses von Anfang November an — ungeachtet einer

früheren Mitgliedschaft bei einem zivilen Gefolge und ungeachtet

einer fortbestehenden Angehörigeneigenschaft - nicht zu dem

Personenkreis des zivilen Gefolges iS von Art 15 Abs 4 Nato-

Zusatzabkommen iVm Art I Abs 1 b Nato—Truppenstatut, sondern

gehörte zu dem Personenkreis des Art 56 Abs 5 Nato-Zusatzab—
kommen, dessen Beschäftigungsverhältnis eine Beitragspflicht

nach 5 168 AFG zur BA begründet.

Hat während des Beschäftigungsverhältnisses von Anfang November

bis 5. Dezember 1976 eine Beitragspflicht zur BA bestanden, so

wären hinsichtlich des Erwerbs des Anspruchs auf Alg bzw der

Erfüllung der Anwartschaftszeit‚ falls die frühere Beschäfti—

gung bei den belgischen Streitkräften eine Versicherungspflicht

zur belgischen Arbeitslosenversicherung begründet hat, die
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Voraussetzungen des Art 67 Abs 5 EWGV4408/71 für die Zusammen—

rechnung der zuletzt nach deutschem Recht mit den früher nach

belgischem Recht zurückgelegten Versicherungszeiten erfüllt.

Hat hingegen bereits die frühere Beschäftigung der Klägerin

eine Beitragspflicht nach deutschem Recht begründet, so ergibt

sich der Anspruch auf Alg für die Zeit ab 6. Dezember 4976

unmittelbar aus 55 100 Abs 1, 404 Abs 4 AFG, und zwar - wie

ausgeführt - unabhängig davon, daß die Beiträge an den bel-
gischen Versicherungsträger abgeführt werden sind.

Die Revision der Beklagten konnte daher insoweit keinen

Erfolg haben.
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